
Herr Präsident, verehrte Ab-
geordnete der Volkskammer!

Im Namen der Mitglieder des
von Ihnen gewählten Untersu-
chungsausschusses danke ich
Ihnen für das erwiesene Ver-
trauen. Wir werden es durch Ar-
beit rechtfertigen, die den Inter-
essen unserer Bürger entspricht.
Vor uns steht die Aufgabe, in
allen uns vorgelegten oder durch
die Eingaben von Bürgern be-
kannt gewordenen Fällen die
Wahrheit festzustellen, das heißt
dafür zu sorgen, daß Schuldige
ohne Ansehen der Person zur
Verantwortung gezogen werden.
Vorverurteilungen, die zum Teil
von Emotionen getragen sind,
werden uns ebensowenig beein-
flussen wie billige Entschuldigun-
gen, die man jetzt gelegentlich
über die Massenmedien erfährt.
Wir werden auch helfen, unbe-
gründete Gerüchte zu widerle-
gen. Ich möchte mit aller Offen-
heit sagen: Unsere Arbeit dient
der Wiederherstellung der staat-
lichen Ordnung in unserem Land.
Dazu gehört auch ein.Klima wür-
diger menschlicher Beziehungen,
das ausschließt, Tausende von
Menschen in verschiedenen Funk-
tionen, die ehrlich und aufopfe-
rungsvoll für diesen Staat gear-
beitet haben, zu beleidigen oder
zu diffamieren.

Das ist weder menschlich noch
— gestatten Sie mir das Wort
als Abgeordneter der CDU —
christlich. Die Verfolgung ganzer
Kategorien von Menschen ist ein
dunkles Kapitel der deutschen
Geschichte. Wir dürfen keine
Wiederholung unter anderen Vor-
zeichen zulassen.

Gestatten Sie mir nun einige
Bemerkungen zur Arbeitsweise
des Ausschusses:

1. In der konstituierenden Sit-
zung haben wir unsere Arbeits-
ordnung beschlossen, die dem
Ausschuß das Recht gibt, betrof-
fene Zeugen und Sachverständige
zu hören und Einsicht in Unter-
lagen zu nehmen. Dabei sind wir
auf das Problem gestoßen, daß
die Geschäftsordnung der Volks-
kammer hierfür keine ausreichen-
de Grundlage gibt. Sie geht in
ihrem § 34 lediglich von der Zu-
sammenarbeit zwischen Aus-
schüssen und Staatsorganen aus.
Hier macht sich bemerkbar, daß es
bisher in der Volkskammer einen
mit derartigen Rechten ausgestat- s
teten Ausschuß, etwa im Gegen-
satz zum Bundestag, nicht gab.
Wir haben deshalb dem Präsi-
dium ,'der Volkskammer einen
Beschlußvorschlag zugeleitet, der
für die Arbeit des Ausschusses
unumgänglich ist

2. Überall in der Bevölkerung
und in den Massenmedien wird
die Forderung nach Transparenz
und Informationen erhoben. Das
gilt auch für die Arbeit unseres
Ausschusses. Offenbar haben das
einige Redakteure noch nicht
verstanden. So wurde in der
„Neuen Zeit", dem Zentralorgan
meiner Partei, die Meldung über
die Konstituierung des Ausschus-
ses überhaupt nicht abgedruckt.
In der „Berliner Zeitung" er-
schien sie unter Weglassung des
Vorstandes, der aus Abgeordneten
der fünf in der Regierung vertre-
tenen Parteien besteht. Auch die
Pressemeldung über unsere ge-
strige Ausschußsitzung sucht man
vergeblich in den heutigen Zei-
tungen. Sie ist um 16.05 Uhr von
ADN durchgegeben und um 17.55
Uhr an die Redaktionen gegeben
worden. Wir würden uns über
einen veränderten Standpunkt in
Zukunft f reuea

3. Der Ausschuß hat von der
Möglichkeit Gebrauch gemacht,
gemäß §29 der Geschäftsordnung
der Volkskammer Fachleute zur
ständigen Mitarbeit heranzuzie-
hen. Er hat Frau Marlies Eber,
Richterin am Stadtgericht Berlin,
und Herrn Rechtsanwalt Grischa
Worner, der vom Berliner
Rechtsanwaltskollegium benannt
wurde, hier zu berufen. Weitere
Berufungen sind vorgesehen. Der
Ausschuß hat eine ständige Ar-
beitsgruppe gebildet, die mit den
Vertretern der Kontroll- und Un-
tersuchungsorgane, Staatsanwalt-
schaft, Ministerium des Innern,
Amt für Nationale Sicherheit, Fi-
nanzrevision und ABI zusammen-
arbeitet. Gegenwärtig sind die
Mitglieder des Ausschusses damit
beschäftigt, die Hunderte von Ein-
gaben und Hinweisen der Bürger
und Kollektive zu prüfen, deren
Zahl täglich wächst. Dafür dan-
ken wir, und wir möchten darauf
hinweisen, daß wir unter einem
hohen Zeit- und Erwartungsdruck
stehen, dem wir durch Effektivität
unserer Arbeit entsprechen wol-
len.

4. Es liegt schon jetzt eine grö-
ßere Zahl von Eingaben vor, in
denen Vorwürfe gegen Betriebs-
leiter und örtliche Partei- und
Staatsfunktionäre erhoben wer-
den. Ohne daß unser Ausschuß
seine Verantwortung einschrän-
ken will, greife ich deshalb die
Anregung unseres Kollegen Weiß-
gerber in der letzten Prisma-
Sendung auf, daß die Bezirks- und
Kreistage in eigener Verantwor-
tung vergleichbare Ausschüsse bil-
den. Wird diesem Vorschlag ge-
folgt, werden wir gern mit ihnen
zusammenarbeiten. Verehrte Ab-
geordnete, in unserer bisherigen
Arbeit zeichnen sich bestimmte
Schwerpunkte ab, auf die ich ein-
gehen will, soweit gesicherte Er-
kenntnisse oder klare Fragestel-
lungen vorliegen.

1. Baumaßnahmen verschiede-
ner Art. Auf Grund der Diskus-
sion der Gewerkschaftsmitglieder
über das aufwendige Gebäude des
Bundesvorstandes am Märkischen
Ufer hat der Ausschuß festge-
stellt, daß auf Grund zentraler
Entscheidungen 100 Millionen
Mark aus dem Staatshaushalt für
dieses Gebäude zur Verfügung
gestellt worden sind. Die Frage,
wer diesen Antrag gestellt und
wer ihn genehmigt' hat, ist noch
offen. Welche Gewerkschaftsgel-
der zusätzlich für den Bau ver-
braucht worden sind, klärt die
neue Leitung des FDGB.

Die Privatbauten, die zu einer
Fülle von Eingaben geführt haben,
wurden von verschiedenen Bau-
betrieben durchgeführt Deshalb
hat der Ausschuß bisher nur einen
teilweisen Überblick. In Betracht
kommen die Verwaltung der Wirt-
schaftsbetriebe des Ministerrates
und die bisherige Versorgungs-
einrichtung Niederschönhausen,
der Spezialbau Potsdam, Betriebs-
teil Berlin, die Baukapazität des
Bereichs Kommerzielle Koordinie-
rung und andere Baubetriebe, die
von der Leitung des Ministeriums
für Bauwesen beauflagt wurden,
wie z. B. der Kreisbaubetrieb
Ribnitz-Damg arten.

Im Bereich des Ministerrates
wurden Häuser für die Söhne der
früheren Mitglieder des Politbüros
Stoph, Kleiber und Krolikowski
gebaut. Die Bauten erfolgten auf
Antrag der Väter und wurden
vom früheren Staatssekretär des
Ministerrates, Dr. Kleinert, ange-
wiesen. Der kommissarische .Lei-
ter des Bereichs hat uns bestätigt,
daß durch diese Bauten Baukapa-
zitäten blockiert wurden, die zur
Werterhaltung für die in Rechts-
trägerschaft der Versorgungsein-
richtung befindlichen Wohnhäuser
und Delegationsgästehäuser be-
stimmt waren. Einige auf diese
Weise begünstigte Familienange-
hörige sind inzwischen ausge-
zogen. Das gilt nicht für Frank
Krolikowski, den Sohn von Wer-
ner Krolikowski. Für ihn wurde
in Üdersee ein Haus gebaut, das
nach den Angaben eines Archi-
tekten, der selbst früher bei VBM
gearbeitet hat, mindestens 400 000
Mark gekostet hat. Dieses Haus
wurde auf Weisung des früheren
'stellvertretenden Leiters des Se-
kretariats des Ministerrates, Gün-
ter-' Schilimgy-1 im Herbst 1989 an
Frank Krolikowski für 125 000
Mark verkauft. Die zuständigen
Organe werden sich sowohl mit
der strafrechtlichen Seite dieser
Manipulation als auch mit die-
sem „Kaufvertrag" zu beschäfti-
gen haben.

' Für den Bereich Kommer-
zielle Koordinierung hat der Aus-
schuß die Unterlagen über die
von ihm gebauten 32 Einfami-
lienhäuser angefordert. Sie liegen
vor. Die Häuser sind an Mit-
arbeiter dieses Bereiches, andere
Außenhandelsmitarbeiter, Wis-
senschaftler und weitere Perso-
nen vermietet. Darunter befin--
den sich die Häuser der beiden
Töchter Günter Mittags. Sie wer-
den geräumt, sobald den Mietern
Wohnungen zur Verfügung ge-
stellt werden können, und Be-
werbern aus Kreisen der wissen-
schaftlichen oder künstlerischen
Intelligenz zum Kauf angeboten.
Das ist so formuliert, verehrte
Abgeordnete, weil es ja Leute
sein müssen, die den Kaufpreis
aufbringen können. Die übrigen
Häuser werden auf Grund einer
Entscheidung des Vorsitzenden
des Ministerrates, Hans Modrow,
auf der Grundlage eines von
einem zugelassenen Sachverstän-
digen festgestellten Wertgutach-
tens den derzeitigen Mietern
zum Kauf angeboten. Daß die
Begutachtung anders als in dem
vorher von mir angeführten Bei-
spiel erfolgt, ergibt sich daraus,
daß die ersten dieser Häuser auf
Preise zwischen 250 000 und
350 000 Mark geschätzt worden
sind. Der Ausschuß besteht trotz-
dem darauf, daß ihm vor Ab-
schluß der Kaufverträge mit den
Mietern die Sachverständigen-
Gutachten vorgelegt werden. Da-
mit dürften auch die Fragen von
Bürgern beantwortet werden, die
sich nach diesen Häusern bester
Qualität vor allem in Kaulsdorf
und Hohenschönhausen erkun-
digt haben. Die Mieter, die das
Einfamilienhaus nicht erwerben
wollen oder können, müssen in
andere Wohnungen umziehen,
und die Häuser werden zum Ver-
kauf angeboten. Die Rechts-
grundlagen für diese außer-
ordentlich aufwendigen Baumaß-
nahmen und die Prinzipien für
die ursprüngliche Zuteilung der
Häuser wird der Ausschuß noch
untersuchen. Der Ausschuß hat
veranlaßt, daß eine exakte Über-
prüfung beim Spezialbau Pots-
dam erfolgt, sie ist bereits im
Gange. Wir verlangen vom Mini-
sterium für Bauwesen eine voll-
ständige Aufklärung, für welche
leitenden Funktionäre und unter
welchen Bedingungen zum Bei-
spiel Gefälligkeitspreise, Bauauf-
lagen an örtliche Baubetriebe,
insbesondere in Erholungsgebie-
ten, gegeben worden sind. Nur
auf diese Weise werden wir einen
Überblick über staatliche und
Privatbauten für einen bevor-
zugten Personenkreis erhalten
können.

Die Vorsitzende des FDGB,
Annelis Kimmel, hat zugesagt,
daß die Revisionsorgane der Ge-
werkschaft prüfen werden, ob in
ihrem Bereich ungerechtfertigte

Baumaßnahmen für Einzelper-
sonen zu' verzeichnen sind. Der
Fall Nennstiel befindet sich in
Ermittlung des Generalstaats-
anwalts, wie die Presse gemeldet
hat. In diesen Komplex gehören
Land- und Jagdhäuser. Über
einige wurde in den Massen-,
medien bereits informiert. Der
Ausschuß ist nicht einverstanden,
wenn in einem Interview des
„Neuen Deutschland" bezweifelt
wird, ob die „repräsentativen
Häuser auf dem Dafß eigentlich
als Privilegien anzusehen seien,
da sie von staatlichen Baubetrie-
ben errichtet und an die Betref-
fenden vermietet worden seien".
Diese Häuser sind aus gesell-
schaftlichen Mitteln erbaut, aber
mit großem Aufwand. Und nach
den Wünschen der vorgesehenen
Nutzer. Über den Aufwand und
die Verantwortlichkeit für diese
und andere Objekte z. B. im Be-
reich des Gästeheims Lindow
und die beauflagten Baubetriebe
sind weitere Untersuchungen er-
forderlich und vorgesehen. Das
gilt auch für das Haus eines Soh-
nes von Horst Sindermann.

2. Vorhandene Sonderjagd-
gebiete und damit zusammen-
hängende Privilegien spielen in
den Zuschriften an den Ausschuß
eine große Rolle.

In der Presse ist mitgeteilt wor-
den^ daß die Sonderjagdgebiete
aufgehoben worden sind. Gegen-
wärtig untersuchen, u. a. auch auf
Ersuchen des Ausschusses, die
ABI und die Finanzrevision die
bisherige Bewirtschaftung dieser
Gebiete, für die das Ministerium
für Land- und Forstwirtschaft
und Nahrungsgüterwirtschaft ver-
antwortlich war. Die Untersu-
chungen der ABI-Kontrollen wer-
den in zwei Wochen dem Aus-
schuß vorgelegt. Schon jetzt steht
fest, daß diese Gebiete, die als
NVA-Gebiete abgeschirmt wur-
den, große Waldflächen einnah-
men, z. B. im Bezirk Neubran-
denburg 20 Prozent. Daß sie über
große Fahrzeugparks an PKW und
Spezialfahrzeugen verfügten und
eine beträchtliche Anzahl von Ar-
beitern und Angestellten dort be-
schäftigt war. Daß für ihre Be-
wirtschaftung erhebliche staatli-
che Mittel in Anspruch genommen
wurden. Zum Beispiel im Bezirk
Neubrandenburg wurden Mittel
in Höhe von 5,7 Millionen Mark
im Jahre 1988 aus dem Fonds
Rohholzerzeugung Landeskultur
und Forstschutz entnommen, was
9,3 Prozent dieses Fonds aus-
macht. Einige Sofortmaßnahmen
sind getroffen worden: die
Abschaffung der Sonderrechte;
sinnvoller Einsatz, des Per-
sonals und des Fuhrparks und
Aufteilung der Gebiete an die
örtlichen Jagdgesellschaften. Die
örtlichen Organe sollten durch
eine exakte Kontrolle dafür Sorge
tragen, daß die bisherigen Nutzer
wirklich nur persönliches Eigen-
tum mitnehmen. Das gilt auch für
Jagdhäuser in der Schorfheide.
Ich bitte den Minister für Innere
Angelegenheiten und den Leiter
des Amtes für Nationale Sicher-
heit, Anweisungen zu geben, daß
die Mitarbeiter der ABI zu den
Objekten, die noch unter Bewa-
chung stehen, ohne bürokratische
Hemmnisse zugelassen werden.
(Starker Beifall) Das ist für die
schnelle Durchführung dieser
Maßnahmen unbedingt notwen-
dig. Der Ausschuß ersucht weiter
die Leiter der bewaffneten Or-
gane, bei ihren Sonderjagdgebie-
ten entsprechende Maßnahmen
wie bei den Staatsjagdgebieten zu
treffen. Ich bitte, mich nicht falsch
zu verstehen. Bei „ihren" meine
ich nicht die Jagdgebiete der Lei-
ter, sondern die Jagdgebiete, die
für Mdl, NVA usw. vorgesehen
sind. Ich möchte kein Mißver-
ständnis. Nach Abschluß der Un-
tersuchungen wird der Ausschuß
die erforderlichen Schlußfolge-
rungen gegen die Verantwortli-
chen vorschlagen.

3. Über persönliche Privilegien
eines begrenzten Personenkreises
liegen erste Informationen — ich
spreche nicht von der Presse —
auch durch zwei Mitglieder des
Ausschusses vor, die die Wohn-
siedlung Wandlitz aufgesucht ha-
ben. Zahlreiche Fragen sind of-
fen. In welcher Höhe wurde für
die Häuser Miete gezahlt? Wer
bezahlte das Hauspersonal? Wel-
che Dienstleistungen waren ko-
stenlos? Welches Warensortiment
wurde in den Verkaufsstellen für
Lebens- und Genußmittel und
Industriewaren verkauft und auf
welcher Preisgrundlage? Die aus
Wandlitz schnell abtransportier-
ten Waren stehen bereits unter
Kontrolle der Staatsanwaltschaft.
Daß diese Verkaufseinrichtung
auch Kinder und Enkel der Be-
wohner von Wandlitz versorgte,
ist bereits festgestellt. Der vor-
gesehene Beschluß der Volks-
kammer wird dem Ausschuß die
Möglichkeit geben, die Wahrheit
über diesen Komplex festzustel-
len.

Darüber hinaus gibt es Einzel-
feststellungen der Finanzrevision,
von denen ich zwei mit sehr un-
terschiedlichem Gewicht hier an-
führen möchte. Eine: Auf Grund
einer Anordnung des früheren
Bauministers vom 15. 12. 1978
wurde die Möglichkeit geschaffen,
Ehrenmitglieder. der Bauaka-
demie mit einer jährlichen Dota-
tion von 20 000 Mark zu ernen-
nen. Die Ernennung erfolgte durch
den Minister für Bauwesen auf
Vorschlag der Bauakademie. Be-

reits 1978 wurden Erich Honecker
und Günter Mittag zu Ehrenmit-
gliedern der Bauakademie er-
nannt. Aus diesem Anlaß erhiel-
ten sie seitdem die jährliche Do-
tation von je 20 000 Mark, ins-
gesamt je 240 000 Mark. (Lärm)
Die andere Information: Von 1985
bis 1989 erhielt Thomas Kleiber,
der Sohn von Günther Kleiber,
Testfahrzeuge des Typs Wartburg
und Skoda zur persönlichen Nut-
zung. Den Skoda nutzte er noch
am 27. November dieses Jahres.

4. In einer Reihe von Eingaben
wird die Frage aufgeworfen — sie
spielt ja auch eine gewisse Rolle
in einigen Fragestellungen —, ob
Valuta-Mittel der DDR wirklich
stets gesetzlich verwandt wurden.
Das ist nicht der Fall, soweit Im-
portmaterialien für Bauten leiten-
der Funktionäre und für die Son-
derversorgung der Siedlung
Wandlitz verwandt wurden. Zu
dem gegen Hermann Axen erho-
benen Vorwurf, daß er mit einer
Sondermaschine nach den USA
geflogen sei und daß Standgelder
von täglich 10 000 Dollar für das
Verbleiben der Maschine angefal-
len seien, liegen dem Ausschuß
die angeforderten Unterlagen der
INTERFLUG vor. Danach wurden
für Lande- und Parkgebühren
dieser Maschine 1841 Dollar, für
Kraftstoff für den Rückflug 16 075
Dollar bezahlt. Weitere Parkge-
bühren entstanden nicht, da
das Flugzeug kostenlos auf
einem amerikanischen Militär-'
flugplatz abgestellt wurde. Im
übrigen handelte es sich um
eine Dienstreise als Vorsit-
zender des außenpolitischen Aus-
schusses der Volkskammer. Dem
Ausschuß liegt auch eine Liste
über Flüge mit Sondermaschinen
seit dem 1. 1. 87 vor, für die für
Abfertigungen und sonstige Aus-
lagen beträchtliche Mittel aufge-
wandt wurden. Der Ausschuß
wird noch überprüfen, inwieweit
in dieser Liste Flüge zu privaten
Zwecken enthalten sind. Bemer-
kenswert ist die vor dem Aus^
schuß erfolgte Äußerung des für
die Zivilluftfahrt zuständigen Stell-
vertreters des Ministers für Ver-
kehrswesen, Dr. Henkes, daß der
in der DDR bisher zur Benutzung
von Sondermaschinen berechtigte
Personenkreis den international
üblichen Rahmen weit überstieg,
so daß die INTERFLUG manch-
mal mit den Luftfahrtbehörden
der anderen Länder Probleme
hatte. Wir begrüßen es deshalb,
daß der Ministerrat gestern die
Auflösung der Sonderstaffel be-
schlossen hat.

In den Zusammenhang Valuta-
Fragen gehört die Tatsache,
daß bei einer unvorhergesehenen
Kontrolle beim DTSB ein Betrag
von insgesamt 291 000 DM West
in Büroschubladen und anderen
Behältnissen des für Wirtschaft
und Finanzen Verantwortlichen
vorgefunden wurde, für deren
Herkunft und Verwendung keine
ordentlichen Belege vorliegen. Die
Aufklärung ist dadurch erschwert,
daß sich dieser Verantwortliche
der Vernehmung durch Selbst-
mord entzogen hat. Die Bargeld-
bestände sind der Staatsbank zu-
geführt worden.

Verehrte Abgeordnete, ich
möchte noch auf zwei Eingaben'
eingehen, die ich für so wichtig
halte, daß wir Gespräche mit den
Verfassern an Ort und Stelle füh-
ren werden.

a) Die Sektion Germanistik/
Slawistik der Pädagogischen
Hochschule Güstrow vertritt die
Auffassung, daß die Gründung
der Pädagogischen Hochschule
Neubrandenburg, die entgegen
ernsthaften Einwänden aus dem
Ministerium für Volksbildung
und aus den Bezirken Neubran-
denburg und Schwerin mit einem
Kostenaufwand von über 80 Mil-
lionen Mark von Margot Hon-
ecker und Johannes Chemnitzer
durchgesetzt wurde, völlig über-
flüssig gewesen sei. Es hätten aus-
reichende Kapazitäten anderer
Pädagogischer Hochschulen vor-
gelegen, die nun umverlagert wer-
den sollen. Wir werden am 7. De-
zember um 11 Uhr in der Päd-
agogischen Hochschule Neubran-
denburg darüber eine Aussprache
durchführen und die Beschwer-
deführer aus Güstrow dazu einla-
den. Ich schlage dem Minister für
Bildung, Herrn Prof. Dr. Emons,
vor, einen Beauftragten des Mini-
steriums zu dieser Aussprache zu
schicken.

b) Einen bewegenden Brief er-»
hielten wir über die Zustände in
dem Dorf Wolletz bei Anger-
münde, wo der ehemalige Minister
Mielke seinen Landsitz hatte.
Während die Wohnbedingungen
der Dorfbewohner sehr schlecht
waren, wurden nicht nur' für MfS-
Mitarbeiter Neckermann-Häuser
gebaut, sondern den Bürgern auch
der für sie bestimmte Wohnblock
weggenommen. Die Bürger waren
ständig unter Kontrolle und Be-
wachung, sie mußten sich für Be-
suche verantworten, sie beschwe-
ren sich über die jahrelange Iso-
lierung.

Der Leiter des Amts für Natio-
nale Sicherheit sollte, falls es noch
nicht geschehen ist, sofort für den
Abzug der MfS-Angehörigen und
ihrer Familien aus Wolletz sor-
gen, damit der frei werdende
Wohnraum den Bürgern zur Ver-
fügung gestellt werden kann. In
der kommenden Woche beabsich-
tige ich, das Dorf mit einem
meiner Kollegen aus dem Aus-
schuß zu besuchen und mit den
Einwohnern eine Aussprache zu
führen.

Herr Präsident, verehrte Abge-
ordnete!

Dieser Bericht ist mir nicht
leichtgefallen. Aber ich fühle
mich gemeinsam mit allen ande-
ren Ausschußmitgliedern ver-
pflichtet, durch schonungslose
Aufdeckung der Wahrheit unse-
ren Beitrag zu einer erneuerten
menschlichen Gesellschaft in die-
sem Land zu leisten.

Zu Beginn der Aussprache zum
Zwischenbericht des Untersu-
chungsausschusses gab Wolf jane
Herger für die SED-Fraktion fol-
gende Erklärung ab:

Die in den letzten Tagen und
Wochen bekanntgewordenen und
immer wieder neu bekanntwer-
denden Fälle von Amtsmißbrauch
und persönlicher Bereicherung
ehemaliger Mitglieder der Füh-
rung der SED und des Staates so-
wie weiterer leitender Funktio-
näre erfüllen uns mit tiefster
Empörung. Solche Entartungen
sind weder mit den Idealen und-
Zielen unserer Partei noch mit
den Prinzipien sozialistischer Ge-
setzlichkeit vereinbar. Die totale.
Diffamierung der innerparteili-
chen Demokratie hat es ermög-
licht, daß eine Reihe von Perso-
nen durch Korruption, durch in-
dividuelle Bereicherung, durch
Veruntreuung und durch wider-
rechtliche Aneignung von Volks-
vermögen Ansehen und Namen
unserer Partei auf das gröbste
beschmutzte. Damit haben sie das
gesamte werktätige Volk hinter-
gangen und schwer enttäuscht.
Getäuscht, belogen und betrogen
wurden gerade auch die aufrech-
ten, selbstlos arbeitenden Mit-
glieder der Sozialistischen Ein-
heitspartei Deutschlands. Wir er-
klären, daß wir gemeinsam mit
den Mitgliedern unserer Partei,
mit den Werktätigen aller Schich-
ten unseres Volkes konsequent
und schonungslos für die Reali-
sierung folgender Maßnahmen
wirken: Rückhaltlose Aufdek-
kung aller Erscheinungen von
Amtsmißbrauch und persönli-
cher Bereicherung, sofortiger
Rücktritt bzw. Entlassung diskre-
ditierter Leitungskader in Partei
und gesellschaftlichen Organisa-
tionen und dem Staat aus all ihren
Funktionen, sofortiger Parteiaus-
schluß bei erwiesenem Amtsmiß-
brauch, sofortige Einleitung von
strafrechtlichen Verfolgungen bei
begründetem Verdacht auf Geset-
zesverletzungen, bei Fällen mit
begründetem Verdacht auf Ver-
dunklungsgefahr sofortige Un-
tersuchungshaft entsprechend den
geltenden Rechtsvorschriften. Die
Abgeordneten unserer Partei, die
im zeitweiligen Ausschuß der
Volkskammer unter Leitung von
Abgeordnetem Dr. Toeplitz mit-
wirken, haben den ausdrückli-
chen Auftrag, diese Aufgaben
konsequent und rückhaltlos
durchführen zu helfen. Zugleich
rufen wir alle Mitglieder unserer
Partei, die Bürger unseres Lan-
des dazu auf, das Ansehen und
die Würde aller ehrlichen Genos-
sen und Staatsfunktionäre vor
Verleumdungen und übler Nach-
rede zu verteidigen sowie bei der
Schaffung demokratischer Me-
chanismen mitzuarbeiten, die
jeglichen Amts- und Machtmiß-
brauch in der Zukunft ein für
allemal ausschließen.

Der Abgeordnete Richard Wil-
helm (LDPD) wandte sich mit
der Anfrage an Dr. Heinrich
Toeplitz, welche Funktionäre der
SED und anderer Parteien über
Revolver verfügen, welche dem
Volk einsehbare Gesetze dem zu-
grunde liegen und wer die Waffen
an wen bezahle,

Heinrich Toeplitz betonte, daß
es nicht um illegalen Besitz gehe
und verwies die Verantwortung
an den Minister des Innern, Lo-
thar Ahrendt. Dieser antwortete
darauf, daß Funktionäre der SED
und anderer Parteien auf der
Grundlage von Beschlüssen im
Besitz von Waffen waren. Als
Abgeordnete gegen diese Fest-
stellung protestierten, präzisierte
er, daß zu ihnen u. a. früher Dr.
Toeplitz, jetzt noch immer Prof.
Dr. Kolditz, die Minister Halm,
Heusinger und Wolf gehören.

Auf eine Frage des NDPD-Ab-
geordneten Dr.-Ing. Manfred
Goedecke zum mehrfach genann-
ten Bereich Kommerzielle Koor-
dinierung, antwortete der Mini-
ster für Außenwirtschaft Dr.
Gerhard Beil. In seinem Verant-
wortungsbereich seien exakt Ex-
port, Import und Valuta-Einnah-
men geplant und abgerechnet
worden. Die Außenhandelsbetrie-
be hätten die erwirtschafteten
Mittel über die Deutsche Außen-
handelsbank an den Staatshaus-
halt abgeführt, geprüft durch die
jährliche Finanzrevision des Mi-
nisteriums der Finanzen. Die
Revisionsberichte der letzten zehn
Jahre lägen vor. Über jede Mark
und Valuta-Mark könne er Re-
chenschaft geben.

Ein anderer Bereich sei der der
Abteilung Kommerzielle Koordi-
nierung, gegenüber der er ent-
sprechend der Verordnung über
die volkseigenen Außenhandels-
betriebe kein Weisungsrecht hätte.
Die Ergebnisse seien nicht über
sein Ministerium abgerechnet
worden.

Die Regierung Modrow habe
ihn jetzt beauftragt, innerhalb
einer Woche Vorstellungen zu
entwickeln, wie die Betriebe des
Bereichs Kommerzielle Koordi-
nierung zur Lösung der Aufga-*
ben des* Außenhandels in den
Verantwortungsbereich des Mini-
steriums für Außenwirtschaft
eingeordnet werden könnten.

Prof. Dr. Gerd Staegemann
(NDPD) fragte, ob es stimme,
daß in diesem Bereich Kommer-
zielle Koordinierung bedeuten-
de Einnahmen durch Scheinfir-
men erzielt und auf Bankkonten
in der Schweiz eingezahlt wur-
den?

Gerhard Beil antwortete dar-
auf, daß er nicht in der Lage sei,
auf diese Anfragen eine Antwort
zu geben. Er habe über jenen
Bereich gesprochen, für den er
die Verantwortung trage.
i Volkskammerpräsident Günther
Maleuda unterbreitete den Vor-
schlag, daß der Untersuchungs-
ausschuß auch den Staatssekretär

Alexander Schalck-Golodkowski
anhören sollte, der den Bereich,
Kommerzielle Koordinierung lei-
tet. In einer Fragestunde während
der nächsten Volkskammertagung
solle eine Beantwortung der Fra-
gen vor dem Plenum erfolgen.

Nach den Ursachen für über-
triebene Überwachungsmaßnah-
men des ehemaligen Ministeriums
für Staatssicherheit erkundigte
sich Verena SdUfluelburg (DBD).

Abgeordneter Bernhard Mög-
ling (NDPD) forderte, daß zu dem,
was bisher über den Amtsmiß-
brauch und die Verwendung der
Gelder beziehungsweise woher
sie gekommen sind, die ehe-
maligen Mitglieder des alten Polit-
büros der SED, insbesondere der
ehemalige, von der iVolkskammer
gewählte Staatsratsvorsitzende,
Aufklärung vor der Volkskammer
geben. Der Präsident der Volks-
kammer forderte Dr. Wolfgang
Schwanitz (SED), Leiter des
Amtes für Nationale Sicherheit,
zur Stellungnahme auf. Er teilte
den Abgeordneten mit, daß er als
ehemaliger Verantwortlicher für
Technik in diese Angelegenheiten
vom damaligen Leiter der Staats-
sicherheit Mielke nicht eingeweiht
worden ist und bei seinem Amts-
antritt am 18. 11. zwei leere Pan-
zerschränke vorgefunden habe.
Unter seiner Leitung sei inzwi-
schen veranlaßt worden, daß die
Staatssicherheitsgruppe in der
Gemeinde Wolletz abgezogen
wurde.

Auf die Anfrage des NDPD-
Abgeordneten eingehend, erklärte
der Generalsekretär des ZK der
SED und Vorsitzende des Staats-
rates, Egon Krenz: „Ich gehöre
nicht zu jenen, die hier sagen
wollen, ich trage keine Verant-
wortung. Ich habe mich zu mei-
ner Verantwortung auf der 9. Ta-
gung des Zentralkomitees meiner
Partei bekannt und habe gesagt,
daß es grobe politische Fehler
meiner Führung gegeben hat und
daß diese unser Land in eine tiefe
politische Krise geführt haben."
Er habe hinzugefügt, daß dafür
das Politbüro in seiner Gesamt-
heit und das Zentralkomitee seiner
Partei die Verantwortung über-
nehmen. Zugleich habe er gesagt,
daß er sich persönlich dieser Ver-
antwortung stelle. Krenz bat um
Verständnis, wenn er zwei Dinge
voneinander trenne: die politi-
schen Fehler von den kriminellen
Machenschaften, von denen die
Rede gewesen sei. Was politische
Fehler betreffe, so müßten sie ge-
ahndet, ausgewertet werden, und
es müßten politische Mechanis-
men geschaffen werden, damit sie
sich nicht wiederholen.
i Er habe versuchte sagte (Krenz
weiter,...bei bestimmten, Ereignis-,
sen -Einfluß zu nehmen, besonders-
nach der Wahl Michail Gorba-
tschows zum Generalsekretär der
KPdSU. „Ich betrachte es heute
als unseren größten Fehler, daß
wir damals nicht rechtzeitig ge-
nug gefragt haben, welche Bedin-
gungen ergeben sich auch für un-
ser Land aus dieser Situation?"
Nicht, daß er dem Kopieren das
Wort rede oder der Meinung sei,
es müsse alles genau so getan wer-
den: Die Grundfrage, den Sozia-
lismus stärker mit Demokratie zu
verbinden, ihm ein menschliches
Gesicht zu geben, diese Grund-
frage, die 1985 die sowjetischen
Kommunisten gestellt haben, da-
von hätte man vieles lernen kön-
nen. Hier habe er nicht konse-
quent gehandelt und geglaubt,
man müsse es zusammen mit der
gesamten Führung machen.

Er habe fest daran geglaubt,
daß die Einheit und Geschlossen-
heit einer Führung wichtig sei
für die Einheit und Geschlossen-
heit des Handelns der ganzen
Partei. Heute wisse er, daß es
richtig sei, wenn dem eine kol-
lektive Diskussion, ein kollekti-
ver Standpunkt vorausgehe. Er
habe einen Lernprozeß durchge-
macht. In diesen Zeiten habe er
auch gelernt, daß sich Halbher-
zigkeit in der Politik räche und
daß man einmal Erkanntes, selbst
wenn nicht die notwendigen
Mehrheiten da seien, konsequen-
ter durchsetzen müsse. Auf der
9. Tagung des Zentralkomitees
habe er die Initiative ergriffen,
damit die Wende in seiner Partei
durchgesetzt werde. Die Grund-
ideen, die ihn zum politischen
und ökonomischen Profil der
DDR bewegten, habe er auf den
Tagungen des Zentralkomitees
und der Volkskammer dargelegt.

Vieles von dem, was damals
Programm war, sei eingegangen
in die Tätigkeit der Volkskam-
mer.

Er bekenne sich auch dazu, daß
man jedem die Möglichkeit ge-
ben müsse, einen Lernprozeß
durchzumachen, betonte Krenz.
Wer hier in der Volkskammer
jetzt selbstbewußt auftrete, habe
auch einen Lernprozeß durchge-
macht. Denn diese Atmosphäre,
wie sie heute in der Volkskam-
mer zu spüren sei, wie sie in den
Medien herrsche, sie habe es
nicht immer gegeben, und nicht
alle, die heute am. mutigsten auf-
treten, seien damals die Mutig-
sten gewesen.

Er bekenne sich zu einem kul-
turvollen Stil. Man sollte das
Wort der Verurteilung sprechen,
wenn die Fakten tatsächlich auf
dem Tisch liegen. Ihm sei es zu-
wider, als Fakten Dinge anzufüh-
ren, die in westlichen Medien als
Tatsachen ausgegeben würden.
„Ich möchte gerne, daß wir uns
von Fakten leiten lassen, die der
Untersuchungsausschuß feststellt,
die sich tatsächlich aus dem Le-
ben herleiten lassen. Das, emp-
finde ich, gehört zum politischen
Stil unseres Herangehens."

Er möchte vor dem Hohen
Haus sagen, daß er neben der
Verantwortung, über die er ge-
sprochen habe, auch eine Reihe
von Dingen tatsächlich nicht ge-
kannt habe. Er sei weder in Frei-
zeitobjekten noch in Jagdhäusern
anderer Politbüromitglieder ge-
wesen. Er habe seinen Urlaub je-
des Jahr im Gästehaus des Mi-
nisterrates in Dierhagen verlebt,
einer Gegend, mit der sich Kind-
heitserinnerungen verbinden. Er
verfüge über keine Jagdhütte,
kein Jagdschloß, habe kein Jagd-
gebiet und kein Freizeithaus.

Ministerpräsident Dr. Hans
Modrow erklärte unter großer
Zustimmung, daß es, mit Blick
auf die Zukunft, darum gehe, den
„Aufbruch für unser Land" zu
nutzen. Vom Runden Tisch sollte
es zu neuem Aufbruch mit allen
Kräften führen, die um Ver-
trauen kämpfen. Der Regierungs-
chef betonte dies angesichts der
bewegenden Diskussion zu dem
Zwischenbericht, den Dr. Hein-
rich Toeplitz gegeben hatte.
Modrow hatte zu diesem Zeit-
punkt ein vertrauensvolles Ge-
spräch mit einer großen Dele-
gation von Werktätigen des Be-
triebes Bergmann-Borsig Berlin,
die von der obersten Volksver-
tretung und von der Regierung
verlangten, Verfehlungen der
Vergangenheit vollends aufzu-
decken und nichts zu vertuschen.
Modrow-'versicherte, daß die "Re-
gierung die- entsprechenden '
Konsequenzen aus den Überprü- :<
fungen, die der- Ausschuß vorge- -•
nommen hat und weiter- vorneh-
men wird, ziehen werde. Ent-
sprechend der Untersuchungs-
ergebnisse würden Maßnahmen
getroffen. Er fügte hinzu, Ver-
trauen könne man in wenigen!
Minuten verlieren, aber es zu ge-
winnen, würde mitunter Jahre
brauchen.

Mit großer Mehrheit verab-
schiedeten die Abgeordneten
eine Erklärung der Volkskam-
mer der DDR an die Föderative
Versammlung und die Völker
der CSSR, die von Günther Ma->
leuda verlesen wurde. Darin
bringt die Volksvertretung ihre
Sympathie gegenüber dem ein-
geleiteten Kurs der grundlegen-
den demokratischen Erneuerung
in der CSSR zum Ausdruck. Die
Beteiligung der DDR an militäri-
schen Aktionen von Staaten :des
Warschauer Vertrages im Zusam-
menhang mit innenpolitischen
Auseinandersetzungen in der
Tschechoslowakei im August
1968 wird aufrichtig bedauert
und die Völker der CSSR um
Entschuldigung gebeten. Die DDR
bekräftigt, daß sie alles in ihren
Kräften Stehende tun wird, da-
mit die Prinzipien des Völker-
rechts wie Nichteinmischung,
Gleichberechtigung und Souverä-
nität sowie das Verbot der Ge-
waltanwendung uneingeschränkte
Geltung in den internationalen
Beziehungen erhalten.

Zum Tagesordnungspunkt 9 bil-
ligte die Volkskammer einen Be-
schluß des Staatsrates, die Im-
munität des Abgeordneten Ger-
hard Nennstiel wegen der gegen
ihn eingeleiteten Ermittlungen
aufzuheben. Damit wurde die
13. Tagung der Volkskammer ab?i
geschlossen. •,

Für die weitere Arbeit des zeit-
weiligen Untersuchungsausschus-
ses faßten die Abgeordneten ein-
stimmig folgenden Beschluß:

Auf der Grundlage des Be-
schlusses der Volkskammer der
Deutschen Demokratischen Repu-
blik vom 18. November 1989 über
die Zusammensetzung des zeit-
weiligen Ausschusses der Volks-
kammer der Deutschen Demo-
kratischen Republik zur Überprü-
fung von Fällen des Amtsmiß-
brauchs, der Korruption, der
persönlichen Bereicherung und
anderer Handlungen, bei denen
der Verdacht der Gesetzesverlet-
zung besteht, beschließt die
Volkskammer, dem Ausschuß fol-
gende Befugnisse zu übertragen:

1. Der Untersuchungsausschuß
ist berechtigt, von staatlichen
Organen, Einrichtungen, gesell-
schaftlichen Organisationen, Par-
teien und Betrieben Schriftstücke
und Unterlagen anzufordern. Die
genannten Institutionen sind ver-
pflichtet, die angeforderten
Schriftstücke und Unterlagen un-
verzüglich zu übergeben. Beauf-
tragte des Untersuchungsaus-

schusses können die Schriftstücke
und Unterlagen in den genann-
ten Institutionen einsehen bzw.
abholen.

2. Der Ausschuß ist berechtigt,
Betroffene, Zeugen und Sachver-
ständige zur Anhörung zu laden.
Die Genannten sind verpflichtet,
der Ladung des Ausschusses
Folge zu leisten.

3. Auf die vom Ausschuß vor-
geladenen Zeugen und Sachver-
ständigen finden die Vorschriften
der Strafprozeßordnung über die
Pflichten der Zeugen und Sach-
verständigen entsprechende An-
wendung. Betroffene haben eine
Aussagepflicht, und ihr Aussage-
verweigerungsrecht entspricht
dem eines Zeugen im Strafver-
fahren.

4. Vom Untersuchungsausschuß
festgestellte Fälle von Amtsmiß-
brauch, Korruption, persönlicher
Bereicherung und anderen Hand-
lungen, bei denen der Verdacht
der Gesetzesverletzung besteht,
sind dem Generalstaatsanwalt
der DDR entsprechend den gel-
tenden Rechtsbestimmungen zu
überweisen.

Untersuchungsausschuß legte der
Volkskammer erste Ergebnisse vor

Transparenz und
Informationen

Häuser für sich, für
Töchter und Söhne

„Ehrenmitglieder"
der Bauakademie

Ein Brief aus dem
Dorf Wolletz

Debatte über Korruption
und Amtsmißbrauch

Beschluß zum
Untersuchungsausschuß
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Dr. Heinrich Toeplitz: Arbeit dient Wiederherstellung der staatlichen Ordnung


